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Erst als Kultusminister RAHN im -De­
zember 1972 wegen der Berufung des
NPD-Mannes Dr. Kosiek öffentlich kri­
tisiert wurde, kam wieder etwae Be­
wegung in die Sache. Minister Hahn
erklärte, er würde doch auch DKP­
Mitglieder in den Beamtendienst neh­
men - auch wenn sie z.B. für den
Landtag kandidierten. Dr. Meyer-Ing­
wersen schrieb daraufhin sofort einen
offenen Brief an den Kultusminister,
in dem er den Verdacht äußerte, daß
die ven Prof. Hahn öffen1;lich er­
klärte Auffassung wehl von der Uni­
versitäts- und Ministerialverwaltung
nicht respektiprt wpr1e.
Kurz darauf stellte sich heraus,
daß die Universitätsverwaltung den
Senatsantrag auf ErnenLung von Dr.
Meyer-Ingwersen einfach zurückgehal­
ten ha tte.
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Ansonsten erfolgte auf Dr. Meyer­
Ingwersens ersten offenen Brief kei­
nerlei Antwort. Anfang 1913 war dann
zu hören: der Fall werde überprüft.
Es kam der Schless-Erlass und mau
konnte dann in der Zeitung lesen:
eine Kommission ven vier Ministeri­
alräten habe sich des Falles ange­
nommen.

Im März erhielt der Stuttgarter
Korrespondent der Wochenzeitung
"UNSERE ZEITII vom Ministerium die
Auskunft: der Fall Dr. Meyer-Ingwer­
sen werde weiter überprüft. Es könne
daher keine Auskunft gegeben werden.
Die Zeit der Überprüfung überschrei­
te durchaus ncch nicht das Normale.

Auch Dr. Meyer-Ingwersen hört von
Seiten des Ministeriums weiter
nichts. Daraufhin wendet er sich
am 18.4. erneut mit einem offenen
Brief an Kultusminister HAHN. Auch
dieser Brief ist bisher unbeantwor­
tet geblieben. Dr. Meyer-Ingwersen
muß daher befürchten, daß man ihn
einfach "abschieben" will. Das Kul­
tusministerium braucht ja nur zu
w~rten, bis der Assistenzvertrag
ausläuft. .•

Am 3.5.73 rief ein Vertreter des
Solidaritätskomitees den im Kultus­
ministerium für die Angelegenheit
zuständigen Herrn SCHLAU an. Wir
wollten erfahren, ob das Mi~isterium

jenn nun endlich entschieden habe,
bzw. wann es zu entscheide~ gedenkt.

Die Antwort läßt tief blicken. Das
Ministerium hat noch nicht entschie­
den. Herr Schlau konnte auch keiner­
lei Angaben über eine eventuell be­
vorstehende Entscheidung machen ­
weder über ihre Richtung noch über
ihren Zeitpunkt. Er konnte noch
nicht einmal sagen, ob sie eher in
ein~, in ~ei oder in drei Monaten
zu erwarten ist ...

Solche Auskünfte lassen Zweifel da­
ran aufkommen, ob sich die zustän­
digen Stellen überhaupt an rechtd­
staatliche Verhaltensweisen gebun­
jen fühlen.
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Inzwischen beginnt sich eine Welle
der Solidarität für Dr. Meyer-Ing­
wersen zu entwickeln. Kom~ilitonen

und Kollegen sind über das Verhalten
des Kultusministeriums ew.pärt, und
das zu Rech t.

Schon am 26.3.13 beschloß daher die
GEW-Hochschulgruppe, sich an gemein-~

saffien Aktionen für vom Berufsverbot
Betroffene, darunter Dr. Meyer-Ing­
wersen~ zu beteiligen. Und Mitte
April bildete sich das "Solidaritäts­
komitee J.Meyer-Ingwerser.", in dem
Kollegen und Kommilitonen zusammen­
arbeiten, um die Ernennung von Dr.
Meyer-Ingwersen zu erreichen. Dies
Komitee wächst und es muß weiter
wachsen. Denn wir alle haben ein
Interesse daran, daS das bisherige
Verhalten des Ministeriums im Fall
Dr. Meyer-Ingwersen nicht zur Norm
wird.


















